
II/2021 Landesparteitag 05.12.2021

Antrag 304/II/2021

Verdrängung verhindern! Demokratie stärken! Eindeutige Voraussetzungen für die Umsetzung des kommunalen Vorkaufsrechts schaffen!

Beschluss: Annahme

Das Bundesverwaltungsgericht hat das Vorkaufsrecht inMilieuschutzgebieten inTeilen gekippt. NachAuffassung desGerichts

darf das Vorkaufsrecht nicht in der Annahme ausgeübt werden, dass andere Käufer die Mieter:innen mutmaßlich aus dem

Gebiet verdrängen.

 Mit dieser Entscheidungwird den Kommunen fast vollständig dieMöglichkeit genommen, das Vorkaufsrecht inMilieuschutz-

gebieten auszuübenunddamit der Verdrängungder Wohnbevölkerung entgegenzuwirken. Damitwird der Einsatz eineswich-

tigen Instruments zum Schutz der Bevölkerung in angespanntenWohnlagen verhindert und die demokratischen Gestaltungs-

möglichkeiten der Kommunen stark beschnitten.

 Wir fordern:

 DerBund soll, umdieDemokratieunddenZusammenhalt derGesellschaft zu stärkenund weitere sozialeHärtenderMieterin-

nen undMieter zu verhindern, so schnell wie möglich tätig werden und gesetzlich klarstellen, dass das kommunale Vorkaufs-

recht in Milieuschutzgebieten ausgeübt werden kann, wenn die Gefahr besteht, dass die Wohnbevölkerung durch Mieterhö-

hungen oder Umwandlungen verdrängtwerdenwird. Hierzu sind zeitnah die erforderlichen Klarstellungen imBaugesetzbuch

vorzunehmen.Die SPDauf Bundesebene sorgt dafür, dass noch im Jahr 2022 eine gesetzliche Regelung imSinnedieses Antrags

in den Deutschen Bundestag eingebracht wird.

Überweisen an

Landesgruppe

Stellungnahme(n)

Stellungnahme der Landesgruppe 2022:

Zum Teil erledigt durch tätiges Handeln

Es liegen sowohl Behörden- als auch Referentenentwürfe für eine Reform des kommunalen Vorkaufsrechts vor. Die finale Aus-

gestaltung des Gesetzes ist nach wie vor Gegenstand laufender Verhandlungen auf Kabinettsebene. Anschließend wird der

Gesetzentwurf ins parlamentarische Verfahren eingebracht. Es ist mit einem Gesetzesbeschluss im Jahr 2022 zu rechnen.
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